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Meiner Frau 





Vorwort 

Die vorliegende Arbeit entstand während meiner Tätigkeit als Wissenschaftli-
cher Mitarbeiter am Institut für Steuerrecht von Professor Dr. Dieter Birk an der 
Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster. Das Manuskript wurde im 
September 1996 abgeschlossen und im Wintersemester 1996/97 als Dissertation 
angenommen. Spätere Veröffentlichungen wurden soweit möglich bis Juli 1997 
berücksichtigt. 

Die Untersuchung ist der Aufgabe gewidmet, die wertungsjuristischen Grundla-
gen des kommunalen Finanzausgleichs aufzudecken. Dabei wurde das Ziel 
verfolgt, die systemtragenden Regeln des kommunalen Finanzausgleichs unter 
Berücksichtigung der jüngsten Entwicklungslinien in der kommunalwissenschaftli-
chen Lehre sowie der verfassungs- und verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung 
in einer umfassenden Analyse aufzuarbeiten. Betrachtet man jedoch allein die 
Fülle der seit der Verabschiedung des Grundgesetzes erlassenen Finanzaus-
gleichgesetze der Länder (siehe hierzu die Übersicht im Anhang), so scheint der 
gern zitierte Satz des Heraklit ••Alles fließt« das Problem des kommunalen Finanz-
ausgleichs treffend zu umschreiben. 

Auf Anregung von Herrn Professor Dr. Dieter Birk hieß das Thema, das ich mir 
ursprünglich zur Bearbeitung im Rahmen einer Dissertationsschrift gestellt hatte, 
••Reform des kommunalen Finanzausgleichs«. Je mehr ich mich in das Thema 
vertiefte, wurde mir jedoch bewußt, daß es - abgesehen von Einzelfragen - in-
nerhalb der geltenden Finanzverfassung keine wirkliche Alternative zum der-
zeitigen System des kommunalen Finanzausgleichs gibt und sich vermeintlich 
"strukturelle Probleme« bei richtiger verfassungsrechtlicher Einordnung regelmä-
ßig auflösen lassen. 

Vorworte sind auch Dankesworte. Insoweit habe ich zunächst meinem akade-
mischen Lehrer Herrn Professor Dr. Dieter Birk zu danken. Er hat nicht nur durch 
seine stete Gesprächsbereitschaft diese Untersuchung anregend betreut, sondern 
mich auch in den Jahren als Mitarbeiter am Institut für Steuerrecht nachhaltig 
gefördert. Die Zeit, die ich an seinem Lehrstuhl verbringen durfte, wird mir stets 
in schöner Erinnerung verbleiben. Weiter danke ich Herrn Professor Dr. Dirk 
Ehlers, der die Dissertation als Zweitberichterstatter begutachtet hat. Für die 
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Aufnahme in die Schriftenreihe )) Münsterische Beiträge zur Rechtswissenschaft« 
gebührt mein Dank zudem den Herausgebern, den Herren Professoren Dr. Hans-
Uwe Erichsen, Dr. Helmut Kollhosser und Dr. Jürgen Welp. 

Bedanken möchte ich mich ferner bei Herrn Professor Dr. Winfried Kluth sowie 
Herrn Ass. iur. RudolfRepgen, die seit Jahren nicht müde werden, mir mit freund-
schaftlichen Ratschlägen zur Seite zu stehen. Für die kritische Durchsicht des 
Manuskripts und die damit verbundenen wertvollen Hinweise danke ich schließ-
lich Frau Barbara Fohler. Dank schulde ich auch meinen Eltern sowie meinen 
Schwiegereltern für die so oft notwendige psychische und physische Beihilfe zu 
dieser Arbeit. 

Ohne die Bereitschaft der ganzen Familie, mir die Zeit für diese Arbeit zu 
gewähren, hätte die Dissertation nicht angefertigt werden können. Vor allem 
gebührt deshalb meiner Frau Daniela Inhester sowie meinen Töchtern Sophie, 
Johanna und Theresa der Dank. Ihnen ist diese Arbeit gewidmet. 

Münster, im September 1997 

Michaellnhester 
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»Der Finanzausgleich ist das finanzielle Spiegelbild 
der Verfassungsverhältnisse im Bundesstaat« 

loharmes Popitz (1933) 

Einführung 

Die Industrialisierung des 19. Jahrhunderts, die von einer Landflucht und 
einem Verstädterungsprozeß begleitet war und zu fundamentalen Änderungen 
der gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und räumlichen Rahmenbedingungen 
führte, verlangte von der kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland gewalti-
ge Anstrengungen. Die Bewältigung der Daseinsvorsorge durch die kommuna-
len Gebietskörperschaften hat seitdem jedoch nicht an Bedeutung eingebüßt. 
Vielmehr ist der Umfang der Anforderungen, die an die kommunale Selbstver-
waltung gestellt werden, in den letzten Jahren lawinenförmig angewachsen. 
Heute, am Ende des 20. Jahrhunderts, bestimmt eine stetig zunehmende Bevöl-
kerung in einer mobilen Gesellschaft, eine expandierende Wirtschaft, wachsende 
Flächenansprüche und die damit zusammenhängende Gefährdung der natürli-
chen Lebensgrundlagen das Bild der kommunalen Selbstverwaltung'. Die 
Wechselwirkung zwischen der Gesellschaft, ihren Teilgruppen und der jeweili-
gen Nutzungsform des Raumes gerät dabei in einen immer rascheren Umbruch. 
Früher war die Stadt ein Zustand, heute ist sie ein Prozeß2• Die strukturellen 
und sozialpsychologischen Veränderungen der Gesellschaft Jassen den Pro-
Kopf-Bedarf an Wohnraum kontinuierlich steigen. Zudem erhöht das Mobilitäts-
bedürfnis von Wirtschaft und Privatleben das bereits bestehende Verkehrsauf-

1 Vgl. hierzu auch: Natotp, Die Welt wird immer städtischer, in: FAZ v. 14.5.1996, 
s. 16. 

2 So ausdrücklich: Vogel, Über den Zustand unserer Städte, in: AfK 1994, 1 ff. 
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kommen weite~ und führt zu einer Zunahme der Umweltbelastungen4 • In all 
diesen Bereichen werden die kommunalen Selbstverwaltungskörperschaften lei-
stend, planend oder eingreifend tätig und tragen in der Regel auch die finanziel-
len Lasten dieser Entwicklung. Die Ernsthaftigkeit und die Realisierbarkeil der 
verfassungsrechtlichen Garantie kommunaler Selbstverwaltung gemäß Art. 28 
Abs. 2 GG wird deshalb mit der Ausgestaltung des kommunalen Finanzaus-
gleichsystems auf die Probe gestellt. Der kommunale Finanzausgleich wird 
damit zur »Gretchenfrage« der kommunalen Selbstverwaltung. 

I. Die Entwicklung der Kommunalfinanzen 

Die wirtschaftliche Entwicklung seit der Wiedervereinigung Deutschlands und 
die mit der Wiedervereinigung zusammenhängende Bewältigung einer ausrei-
chenden Finanzausstattung für die neuen Bundesländer ist auch an den Gemein-
den und Gemeindeverbänden nicht spurlos vorübergegangen. Erschreckende 
Zahlen werden genannt. Mehr als 117 Mrd. DM sollen allein 1996 in den 
Kassen von Bund, Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) fehlen5• Das 
Finanzierungsdefizit des öffentlichen Gesamthaushalts wird sich somit gegen-
über dem Vorjahr (109,7 Mrd. DM) wieder erhöhen. Angesichts der steigenden 
Defizite in den Kassen der kommunalen Gebietskörperschaften stand in den 
letzten Jahren die Konsolidierung der Kommunalhaushalte im Vordergrund. Es 
mußte also ein strikter Sparkurs eingehalten werden, der im wesentlichen zu 
Lasten der freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben ging. Trotz dieser Kon-
solidierungsbemühungen waren dennoch zahlreiche Kommunen zur Aufstellung 
von Haushaltssicherungskonzepten gezwungen und beklagten ein immer größer 
werdendes Mißverhältnis von Finanzaufkommen und notwendigen Ausgaben. 
Insbesondere die Sozialhilfeausgaben haben sich zu einem finanziellen Spreng-

3 Nach einer Studie des Mineralölkonzerns »ESSO« wird allein die Zahl der zu-
gelassenen PKW in der Bundesrepublik Deutschland von heute 38 Mio. auf rund 45,6 
Mio. im Jahre 2010 ansteigen, vgl. Burger, Eine neue Verkehrspolitik in unseren Städten 
- am Beispiel Köln, in: Kronawitter (Hrsg.), Rettet unsere Städte jetzt!, S. 129 f. 

4 Inzwischen werden 70,7 v.H. der Kohlenmonoxidbelastung, 59, 2 v.H. der Stick-
oxide und 47,4 v.H. der schädlichen organischen Verbindungen durch Kraftfahrzeuge 
verursacht, vgl. Burger, Eine neue Verkehrspolitik in unseren Städten - am Beispiel 
Köln, in: Kronawitter (Hrsg.), Rettet unsere Städte jetzt!, S. 129 [134]. 

5 Vgl. Bundesministerium der Finanzen, Finanzbericht 1997, S. 94 f. 
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satz in den kommunalen Haushalten entwickelt. Allein von 1982 bis 1992 
haben sich die sozialen Leistungen von 8,9 Mrd. DM auf 21,4 Mrd. DM mehr 
als verdoppelt6• Dem stehen sinkende Einnahmen aus dem Steueraufkommen 
gegenüber, an denen die kommunalen Gebietskörperschaften beteiligt sind7• 

Nach der jüngsten Steuerschätzung belaufen sich die Mindereinnahmen der 
Kommunen im Westen auf 100 Mio. DM und im Osten8 auf 1,3 Mrd. DM9• 

Bedingt durch die konjunkturelle Entwicklung sanken 1995 insbesondere die 
Einnahmen der westdeutschen Gemeinden aus dem Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer um 1,2 v. H. gegenüber dem Vorjahr. Bei den Gewerbesteu-
ereinnahmen mußten die Gemeinden sogar einen Rückgang von netto 9,5 v. H. 
hinnehmen10• In Niedersachsen wird 1997 keiner der 39 Landkreise und kaum 
eine der 467 hauptamtlich verwalteten Kommunen in der Lage sein, einen 
ausgeglichenen Verwaltungshaushalt vorzulegen 11 • Auch die Steuerschätzungen 
für die kommenden Jahre prognostizieren ein düsteres Bild der Finanzaus-
stattung von Gemeinden und Gemeindeverbänden12• Die Finanzpolitik überprüft 
deshalb immer mehr Ausgabenansätze dem Grunde und der Höhe nach und 
richtet ihr Augenmerk insbesondere darauf, ob finanzstaatliche Aufgaben 
abgebaut oder durch eine geringere Belastung der öffentliche Haushalte erfüllt 
werden können. Es geht also nicht mehr um die Verteilung von Zuwächsen, 
sondern um die Bewältigung von akuten Mangelerscheinungen. 

6 Bundesministerium der Finanzen, Finanzbericht 1996, S. 131. V gl. hierzu auch: 
Bundesregierung, Kosten der sozialen Leistungen für die Landkreise und kreisfreien 
Städte und die Aufbringung dieser Kosten, Anwort auf eine Kleine Anfrage, in: BT-
Drucks. 1217858, S. l ff. 

1 V gl. hierzu ausführlich: Karrenberg/M ünstermann, Gemeindefinanzbericht 1996. 
Städtische Finanzen '96- in der Sackgasse, in: der Städtetag 1996, 119 ff. 

8 Hierbei ist zu berücksichtigen, daß die Entwicklung der Steuereinnahmen in den 
ostdeutschen Städten und Gemeinden im vergangenen Jahr durch Lohnsteuernachzahlun-
gen aus den alten Ländern überhöht war. Vgl hierzu näher: Karrenberg/Münstermann, 
Gemeindefinanzbericht 1996. Städtische Finanzen '96 - in der Sackgasse, in: der Städte-
tag 1996, 119 [124]. 

9 Vgl. hierzu näher: FAZ v. 17.5.1996, Artikel: Steuerausfälle von 88 Mrd. Mark bei 
Bund, Ländern und Gemeinden, S. I. 

10 Bundesministerium der Finanzen, Finanzbericht 1997, S. 151 f. 
11 Vgl. FAZ v. 21.12.1995, Artikel: Defizitäre Kommunalhaushalte werden zur Regel, 

s. 4. 
12 Vgl. hierzu FAZ v. 13.5.1996, S. 13. 


